
daß insbesondere die in § 21 Abs. 4 Satz 2 StGB be- 
zeichneten Umstände die Tat insgesamt als weniger 
schwerwiegend charakterisieren und es demzufolge ge
rechtfertigt ist, nach den Grundsätzen über die außer
gewöhnliche Strafmilderung (§ 62 Abs. 1 StGB) eine 
leichtere als die gesetzlich vorgesehene Strafart anzu
wenden und den Angeklagten auf Bewährung zu ver
urteilen. Dabei war auch zu berücksichtigen, daß das 
Arbeitskollektiv des Angeklagten bereit und auch in 
der Lage ist, erzieherisch auf ihn einzuwirken.
Das Urteil des Kreisgerichts war deshalb in Überein
stimmung mit der Auffassung des Vertreters des Gene
ralstaatsanwalts der DDR im Strafausspruch aufzuhe
ben und der Angeklagte wegen versuchter Vergewalti
gung in Tateinheit mit Nötigung zu sexuellen Hand
lungen (Vergehen gemäß §§ 121 Abs. 1 und 4, 122 Abs. 1 
StGB) auf Bewährung zu verurteilen. Die Bewährungs
zeit war auf zwei Jahre festzusetzen.
Um die Wirksamkeit dieser Maßnahme strafrechtlicher 
Verantwortlichkeit und den erzieherischen Einfluß des 
Kollektivs zu gewährleisten, war der Angeklagte zu 
verpflichten, seinen Arbeitsplatz im Betrieb Z. für die 
Dauer der Bewährungszeit nicht zu wechseln und sich 
durch vorbildliche Leistungen in der Arbeit zu bewäh
ren sowie durch ein geordnetes Verhalten in allen Le
bensbereichen zu zeigen, daß er die richtigen Lehren 
aus der Verurteilung gezogen hat.
Des weiteren war der Angeklagte zu verpflichten, dem 
Direktor des Betriebes Z. in bestimmten, von diesem 
festzulegenden Zeitabständen, erstmals nach drei Mo
naten nach Rechtskraft dieses Urteils, über die Erfül
lung der ihm auferlegten Pflichten zu berichten. Diese 
Verpflichtung ist auch deshalb geboten, weil der An
geklagte — wie der Kollektivvertreter in der Haupt
verhandlung vor dem Kreisgericht vortrug — bereits 
einen Verweis wegen Alkoholgenusses während der 
Arbeitszeit erhalten hat und die strafbare Handlung 
ebenfalls unter alkoholischer Einwirkung begangen 
wurde. Wenngleich der Angeklagte nicht zum häufigen 
Alkoholgenuß neigt, so erstreckt sich seine Berichts
pflicht vor dem Leiter auch auf sein diesbezügliches 
Verhalten.
Für den Fall der schuldhaften Nichtbewährung war 
dem Angeklagten eine Freiheitsstrafe von einem Jahr 
anzudrohen.

§§ 159 Abs. 1 und 2, 161, 240 Abs. 2 StGB.
Zur Strafzumessung bei einmaliger Rückfälligkeit, 
wenn die neue Straftat (hier: versuchter Betrug zum 
Nachteil sozialistischen Eigentums und Urkundenfäl
schung) nicht Ausdruck einer schwerwiegenden Miß
achtung der gesellschaftlichen Disziplin darstellt (hier: 
Verurteilung auf Bewährung im Hinblick auf die ge
ringe Tatintensität und die den Schuldgrad mitbe
stimmenden Motive des Täters).
OG, Urteil vom 15. Januar 1976 — 2a Zst 19/75.

Die Angeklagte wurde am 9. Oktober 1973 wegen Be
truges zum Nachteil sozialistischen Eigentums (Verge
hen gemäß §§ 159 Abs. 1, 161 StGB) zu einer Freiheits
strafe von einem Jahr und vier Monaten verurteilt. 
Durch Beschluß des Kreisgerichts vom 9. April 1975 
wurde der Vollzug der Freiheitsstrafe auf Bewährung 
ausge'setzt und die Angeklagte verpflichtet, ihren Ar
beitsplatz im VEB H. für die Dauer der Bewährungs
zeit von drei Jahren nicht zu wechseln.
Die Angeklagte ist Mutter von fünf Kindern, von de
nen vier in ihrem Haushalt leben. Seit Scheidung ihrer 
Ehe im Jahre 1972 muß die Angeklagte allein die Auf
wendungen der Familie bestreiten. Wegen eines Ar
beitsplatzwechsels Mitte 1973 hatte sie ein wesentlich 
geringeres Einkommen als zuvor. Finanzielle Schwie

rigkeiten veranlaßten sie, die Wohnungsmiete nicht an 
den VEB Gebäudewirtschaft zu zahlen. Es entstanden 
Zahlungsrückstände in Höhe von 864,50 Mark. Am 
24. Februar 1975 zahlte sie auf das Konto des VEB Ge
bäudewirtschaft 1,50 M ein. Um Auseinandersetzungen 
zu entgehen und die Begleichung der gesamten Miet
schulden nachzuweisen, verfälschte sie die Empfangsbe
scheinigung auf den Betrag von 864,50 M. Sie legte 
diese Bescheinigung der Mietbuchhaltung vor, die je
doch die betrügerische Absicht der Angeklagten sofort 
entdeckte.
Auf Grund dieses Sachverhalts verurteilte das Kreis
gericht die Angeklagte wegen versuchten Betruges zum 
Nachteil sozialistischen Eigentums in Tateinheit mit 
Urkundenfälschung (Vergehen gemäß §§ 159 Abs. 1 und 
2, 161, 240 Abs. 1 StGB) zu einer Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten. Außerdem ordnete es die Vollstreckung 
der gegen die Angeklagte im Urteil des Kreisgerichts 
vom 9. Oktober 1973 ausgesprochenen und auf Bewäh
rung ausgesetzten Freiheitsstrafe an.
Gegen diese Entscheidung richtet sich der zugunsten 
der Angeklagten gestellte Kassationsantrag des Prä
sidenten des Obersten Gerichts, mit dem die Strafzu
messung als gröblich unrichtig gerügt wird. Der An
trag, dem der Vertreter des Generalstaatsanwalts der 
DDR zustimmte, hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Die vom Kreisgericht ausgesprochene Freiheitsstrafe 
widerspricht der vom Obersten Gericht mit der 8. und
13. Tagung des Plenums (NJ 1973 S. 655 ff. und NJ 1975 
S. 71 ff.) gegebenen Orientierung auf eine differen
zierte Anwendung der Strafen mit und ohne Freiheits
entzug. Die getroffene Entscheidung enthält keine rich
tige politisch-juristische Einschätzung der Schwere der 
konkreten Handlung unter Berücksichtigung der ein
maligen Rückfälligkeit der Angeklagten. Sie offenbart 
die schematische Übertragung der Grundsätze der 
Strafzumessung für hartnäckige Rückfalltäter auf die
sen konkreten Fall.
Die Schwere der von der Angeklagten begangenen ver
suchten Betrugshandlung zum Nachteil sozialistischen 
Eigentums und der Urkundenfälschung ergibt sich aus 
der objektiven Schädlichkeit dieser Handlung und dem 
Grad der Schuld. Die von der Angeklagten mit den 
Straftaten angestrebten Vorteile sind mit etwa 860 M 
nicht besonders erheblich. Die Art und Weise der Tat
ausführung bringt angesichts der leicht erkennbaren 
Veränderungen auf der Empfangsbescheinigung und 
Vorlage dieses Beleges in der Buchhaltung des VEB 
Gebäudewirtschaft eine geringe Tatintensität zum Aus
druck. Der Grad der Verwirklichung der Straftat durch 
diesen Versuch, der kaum erfolgversprechend war, ist 
gering. Der Schuldgrad wird in diesem Fall besonders 
durch die Motive und die nunmehr wiederholte Straf
fälligkeit der Angeklagten bestimmt. Die Angeklagte 
handelte aus einer von ihr nicht verursachten schwie
rigen finanziellen Situation heraus. Die Tat war auf 
eine materielle Besserstellung der Familie, nicht aber 
auf skrupellose persönliche Bereicherung oder Ver
schwendung gerichtet. Das Kreisgericht hat übersehen, 
daß die erneute Straffälligkeit in keinem inneren Zu
sammenhang mit der Vorstraftat steht; sie ist unter 
Beachtung der sozialen Umstände nicht Ausdruck eines 
hartnäckigen disziplinlosen Verhaltens und einer Un- 
belehrbarkeit der Angeklagten.
Unter den vorgenannten objektiven und subjektiven 
Gesichtspunkten stellt diese Straftat daher keine schwer
wiegende Mißachtung der gesellschaftlichen Disziplin 
dar. Die Voraussetzungen für eine Verurteilung auf 
Bewährung sind gegeben. Das Urteil war deshalb ab
zuändern.
Der Senat hat eine Bewährungszeit von zwei Jahren 
festgesetzt und eine Freiheitsstrafe von sechs Monaten 
für den Fall schuldhafter Nichtbewährung angedroht.
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